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Beschlussvorschlag der Verwaltung:

Der Stadtentwicklungs- und Bauausschuss und der Haupt- und Finanzausschuss
empfehlendem Gemeinderat folgenden Beschlussvorschlag:

/A DerGemeinderat beantragtin Bezug aufden durch das ZfP Calw gestellten
Bauantrag fiir die Nutzung firden Maliregelvollzug im Oberen Faulen Pelz 1 gegeniiber der
unteren Baurechtsbehorde die Zuriickstellung und stimmt dieser Zurtickstellung zu.

2. DerGemeinderat beauftragtdie Verwaltung, eine eventuelle
Abweichungsentscheidung des Regierungsprasidiums Karlsruhe nach § 37 Absatz |
BauGB einerrechtlichen Uberpriifung zu unterziehen und gegebenenfalls wegen
Verletzung der Planungshoheit Rechtsmittel einzulegen.

Finanzielle Auswirkungen:

Bezeichnung: Betrag in Euro:

Ausgaben /Gesamtkosten:

e keine

Einnahmen:

e keine

Finanzierung:

e keine

Folgekosten:

e Kkeine

Zusammenfassung der Begriindung:

Demvorliegenden Bauantrag steht der Aufstellungsbeschluss fiir den Bebauungsplan
"Altstadt - Erweiterung des Universitatscampus Altstadt" entgegen. Der Zuriickstellung
des Bauantrags wird zugestimmt.

Eine eventuelle Abweichungsentscheidung des RegierungsprasidiumsKarlsruhe soll
rechtlich Giberpriift werden.
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Begriindung:

1. Gegenstand des Bauantrags

Das Ministerium fiir Soziales, Gesundheit und Integration Baden-Wurttemberg hatam 22.04.2022
einenBauantrag fiir das denkmalgeschiitzte Kulturdenkmal Oberer Fauler Pelz 1 (ehemalige
Justizvollzugsanstalt) zur Interimsnutzung fiir den Mafiregelvollzug gestellt.

Die Klinik fiir Forensische Psychiatrie und Psychotherapie des Zentrums fur Psychiatrie Calw will hier
eine Entziehungsanstalt betreiben.Der Planbetrieb umfasst 75 Betten.Die geplante Aufenthaltsdauer
der Patientenbetragt drei bis sechs Monate,inwelchendie Patientendie Liegenschaft nicht verlassen
durfen. Es solleine medizinische und psychiatrische Diagnostik erfolgen, eine Information Gberden
Ablauf der Unterbringung, sowie die Einleitung der Therapie mit Erstellung eines Therapieplans.
AnschlieBend werdendie Patientenin ein Zentrum fiir Psychiatrie oderin eine Justizvollzugsanstalt
verlegt. Der Personalumfangist abhangigvonderBelegung, bei Vollbelegung sind circa 90
MitarbeiterinderEinrichtung tatig. Es sindim Schichtbetrieb maximal15 Personentatig, zusatzlich
bis 20 Personen im Regeldienst zwischen acht und achtzehn Uhr.

Zur Realisierung des Vorhabens sollen die Raumlichkeitenim Rahmen der Nutzungsanderung mit
Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten ertiichtigt werden (unteranderem
Aufarbeitung/Erneuerung der Béden, Tauschvon Glasbausteinengegen Fenster zum Offnen,
Steichenund zum TeilTapezierender Wande, Einbauneuer Schlosser indie Stahltiiren der
Patientenzimmerund weiteres). Die vorhandene Freiflache sollals Sportfeld angelegt und genutzt
werden.Ander Fassade sollen nur geringfiigige Anderungen auf Grund modifizierter
Brandschutzanforderungen vorgenommenwerden.Die urspriinglich geplanten Therapieraumein
denDachgeschossensind nicht Gegenstand des Bauantrags.

Die NutzungderLiegenschaft als Mafiregelvollzugsanstalt soll bis 30.06.2025 befristet werden.

2. Berufungauf Vorhaben mit besonderer dffentlicher Zweckbestimmung

Das Sozialministerium beruft sichauf § 37 Baugesetzbuch (BauGB), da es sichum einVorhaben mit
besonderer offentlicher Zweckbestimmung handelt. Danach entscheidet das Regierungsprasidium
als hohere Verwaltungsbehorde, sofern die Erklarung der Planungshoheitstragerinvorliegt, dass das
Bauvorhabennicht mit der beabsichtigten Planung in Einklang steht. Dies betrifft jedoch nicht die
Baugenehmigung ansich, vielmehrmuss eine separate Abweichungsentscheidung des
Regierungsprasidiums getroffenwerden.
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3. Widerspruch zur stadtebaulichen Planung .Erweiterung Universitatscampus Altstadt*

Fiir die Liegenschaft wurde ein Aufstellungsbeschluss fiir einen Bebauungsplan gefasst (vergleiche
Drucksache 0393/2021/BV).Hierwurde inder Sitzung des Gemeinderates am 09.12.2021beschlossen,
dass einBebauungsplanerstellt werdensoll, derdie Nutzung des Kulturdenkmals als Erganzung des
Universitatscampus Altstadt vorsieht und Einrichtungenund Anlagenfiir alle Bereiche von Forschung
und Lehre bis hin zu wissenschaftsaffinen Wohnnutzungen ermaglicht.

Dieimvorliegenden Bauantrag des Sozialministeriums geplante Interimsnutzung als
Mafiregelvollzug steht der mitdem Bebauungsplanverfolgten stadtebaulichen Zielsetzung, das
Plangebiet als Erganzung des Universitatscampus Altstadt zu entwickeln, entgegenund wiirde eine
Durchfiihrung der Planung wesentlicherschweren.

4. Zuriickstellung des Bauantrags und Zustimmung zur Zuriickstellung

Aus diesem Grund beabsichtigt die Baurechtsbehorde, diesen Bauantraggeman §15BauGB
zuruckzustellen: hiernach darf die Baugenehmigungsbehorde Entscheidungen tiber die Zulassigkeit
vonVorhabenbis zu 12 Monate aussetzen, wenn zu befiirchten ist, dass die Durchfiihrung der Planung
durch das Vorhaben unmaglich gemacht oder wesentlich erschwert wiirde. Diese Voraussetzungen
liegenhier vor:Deravisierte Bebauungsplankonnteinnerhalb eines Jahres aufgestellt werdenundin
Krafttreten.Die Umsetzung der Planung wiirde durch die Interimsnutzung fir den Mafiregelvollzug
verschobenwerdenmissen.Die beantragte Befristung sollam 30.06.2025 enden. Sollte dann aber
weiterhinder Bedarf flir zusatzliche Platze im Mafiregelvollzug bestehen, weilan anderen Standorten
inBaden-Wirttemberg nicht genligend Platze im MafBregelvollzug bereitgestellt werden konnen, ist
davonauszugehen, dass sichdas Land wiederum auf § 37 BauGBberufenund den Mafiregelvollzug
am Standort Oberer Fauler Pelz in Heidelberg fortsetzen wird. Die Zustimmung zur Zuriickstellung
falltgeman § 6 Ziffer 3 b der Hauptsatzunginden Zustandigkeitsbereich des Stadtentwicklungs - und
Bauausschusses.
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5. Rechtsmittel gegen magliche Abweichungsentscheidung

Dieavisierte Zuriickstellung gem. § 15 BauGB konnte durch eine mogliche Abweichungsentscheidung
des Regierungsprasidiums Karlsruhe gem.§ 37 Absatz1BauGBverhindert werden. Sollte das
Regierungsprasidium Karlsruhe eine entsprechende Abweichungsentscheidung treffen,wird die
Planungshoheit der Stadt Heidelberg verletzt. Die Abweichungsentscheidung solleiner rechtlichen
Uberpriifung unterzogen und dagegen gegebenenfalls Rechtsmittel eingelegt werden.

Fur die Entscheidung liber die Fuhrung dieses Rechtsstreitsist der Haupt- und Finanzausschuss nach
§5Absatz1Nr.7der Hauptsatzung zustandig.
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Prifung der Nachhaltigkeit der Mainahme in Bezug auf die Ziele des
Stadtentwicklungsplanes /der Lokalen Agenda Heidelberg

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes

Nummer/n: +/-
(Codierung) beriihrt Ziel/e:
QU7 + Partnerschaft mit der Universitat ausbauen
Begriindung:
Durch die Nutzung des Kulturdenkmals als Erganzung des
Universitatscampus Altstadt wird die Partnerschaft mit der Universitat
weiterausgebaut.
Ziel/e:
AB3 + Standortvorteile als Wissenschaftsstadt ausbauen
Begriindung:
Die Nutzungfir universitare Zwecke hat zum Ziel, den
Wissenschaftsstandort Altstadt zu starken und der Universitat
Entwicklungspotenziale zu erdffnen.
Ziel/e:
SL3 + Stadtteilzentrenals Versorgungs- und Identifikationsraume starken
Begriindung:

Diefirdie Altstadt charakteristische Nutzungsmischung deren pragender
Bestandteilauch zentrale universitare Einrichtungen sind, soll mit der
universitarenNutzung gestarkt werden.

2.Kritische Abwagung/Erlauterungen zu Zielkonflikten:

Keine

gezeichnet
JirgenOdszuck

Drucksache:

0189/2022/BV
00336748 doc



	Betreff:
	Beratungsfolge:

	Beschlussvorschlag der Verwaltung:
	Zusammenfassung der Begründung:
	Begründung:
	1. Gegenstand des Bauantrags
	2. Berufung auf Vorhaben mit besonderer öffentlicher Zweckbestimmung
	3. Widerspruch zur städtebaulichen Planung „Erweiterung Universitätscampus Altstadt“
	4. Zurückstellung des Bauantrags und Zustimmung zur Zurückstellung
	5. Rechtsmittel gegen mögliche Abweichungsentscheidung
	Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg

